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Praxis bereitet Probleme: Das Ausländer- und Passamt begrüsst die geplante Verschärfung der Ausweisungsbesimmungen. 

Bild Daniel Schwendener 

'0  Ausweisun g en schwierig durchsetzbar 
Straffälligen Ausländerinnen 
und Ausländern kann unter 
gewissen Voraussetzungen 
die Aufenthaltsbewilligung 
entzogen werden. In der Praxis 
ist die Sachlage komplizierter. 

Von Patrick Stahl 

Raub, Körperverletzung, gefährliche 
Drohung oder Handel mit Betäu-
bungsmitteln - diese und weitere De-
likte können theoretisch zu einerAus-
weisung ausländischer Staatsbürger 
aus Liechtenstein führen. In der Pra-
xis wird die Ausweisung allerdings 
erst nach zweimaligerVerwarnung an-
gedroht. Erst wenn danach nochmals 
eine strafrechtliche Verurteilung er-
folgt, kann in der Regel die Auswei-
sung durch das Ausländer- und Pass-
amt verfügt werden. In den vergange-
nen sieben Jahren ist jedoch in kei-
nem einzigen Fall die Ausweisung ei-
ner strafrechtlich verurteilten Person 
vollzogen worden, sagt Markus Diet-
helm, Amtsleiter-Stellvertreter und 
Leiter der Abteilung Recht. 

Erfolgreich geklagt 
DasAusländer- und Passamt bietet kri-
minellen Ausländerinnen und Auslän-
dern, bei denen ein Widerrufsgrund 
vorliegt, die Möglichkeit zum rechtli-
chen Gehör in schriftlicher oder 
mündlicher Form. In insgesamt sechs 
Fällen seit 2001 kam das Amt zum 
Schluss, dass ein Widerruf der Aufent-
halts- oder Niederlassungsbewilligung 
wegen Straftaten oder wegen ununter-
brochenem Bezug von Sozialhilfe be-
gründet ist, und erstellte eine Verfü-
gung. In zehn weiteren Fällen wurde 

eine Ausweisung angedroht. Die Be-
troffenen ergriffen gegen die Entschei-
dung die Rechtsmittel und erhielten in 
allen Fällen von den jeweiligen Be-
schwerdeinstanzen Recht - aus Grün-
den der Rechtmässigkeit bzw. Verhält-
nismässigkeit. Die Bilanz der jährlich 
zwischen null und sechs schwanken-
den Verfügungen wegen Ausweisung 
infolge strafgerichtlicher Verurteilun-
gen: Keine Ausweisung wurde bestä-
tigt, es kam zu keiner Ausschaffung. 

Für sogenannte Drittstaatsangehö-
rige gilt heute das Schweizer Bundes-
gesetz über Aufenthalt und Niederlas-
sung der Ausländer (ANAG). Die Re-
gierung will nun diese Bestimmungen 
durch das neue Ausländergesetz ablö-
sen. Für Staatsangehörige aus der 
Schweiz und dem EWR soll hingegen 
die Personenverkehrsordnung gelten. 

Rechtliche Schranken abbauen 
Die Regierung will nun die rechtlichen 
Hürden für eine Ausweisung straffällig 
gewordener Ausländerinnen und Aus-
länder ohne EWR- oder Schweizer 
Staatsangehörigkeit senken. Sie be-
gründet die verschärften Bestimmun-
gen damit, dass eine Verurteilung zu 
einer unbedingten Freiheitsstrafe und 
wiederholte Schuldsprüche wegen 
minderschwerer Delikte eine gewisse 
kriminelle Energie voraussetzt. Im Zu-
ge des neu geplanten Ausländergeset-
zes, welches bis Ende vergangenerWo-
che in der Vernehmlassung war, soll 
der Widerruf der Aufenthaltsbewilli-
gung (B-Bewilligung) bei schweren 
Verbrechen oder rückfällig geworde-
nen Delinquenten gar zwingend vor-
geschrieben werden. Bei einer Verur-
teilung zu einer unbedingten Frei-
heitsstrafe wegen Verbrechens oder 

Vergehens muss die Aufenthaltsbewil-
ligung entzogen werden. Dasselbe 
Vorgehen ist auch für geistig abnorme 
oder entwöhnungsbedürftige Rechts-
brecher gemäss drittem Abschnitt des 
Strafgesetzbuches zwingend vorge-
schrieben. Bei einer Ausweisung wird 
zusätzlich zum Erlöschen der Bewilli-
gung ein Einreiseverbot für mindes-
tens zwei Jahre ausgesprochen. 

Höhere Hürden für Niedergelassene 
Höhere Anforderungen sollen in 
Liechtenstein wie heute schon für 

den Widerruf der Niederlassungsbe-
willigung gelten. Die Niederlassung 
berechtigt zum unbefristetenAufent-
halt im Inland. Sie wird aufgrund des 
Gesetzesentwurfs frühestens nach 
fünf Jahren ununterbrochener An-
wesenheit mit einer Aufenthaltsbe-
willigung erteilt, sofern ein entspre-
chender Nachweis der Integration 
erbracht wird. 

Das neu geplante Ausländergesetz 
sieht ausserdem vor, dass auch die 
Niederlassungsbewilligung nach ei-
ner Verurteilung zu einer unbeding- 

ten Freiheitsstrafe oder bei Massnah-
men 

assnah-
men gemäss drittem Abschnitt des 
Strafgesetzbuches gegen geistig ab-
norme oder entwöhnungsbedürftige 
Rechtsbrecher widerrufen werden 
kann. Es wird wie heute im Ermessen 
der Behörden liegen, ob derWiderruf 
der Niederlassungsbewilligung ge-
rechtfertigt ist. Das Ausländer- und 
Passamt begrüsst die geplanten Än-
derungen. «Sie stammen von unse-
rem Amt und entsprechen daher auch 
unseren Vorstellungen», sagt Amtslei-
ter Hans Peter Walch. 
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